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Besondere Vorschriften

Art. 1 Geltungsbereich

Art. 2

Art. 5

1 Die besonderen Vorschriften gelten für das im Plan umgrenzte Gebiet. Sofern 
nachfolgend und im Überbauungsplan nichts anderes bestimmt wird, gelten die 
Vorschriften des Baureglementes der Politischen Gemeinde St. Margrethen.

2 Alle in der Legende zum Überbauungsplan als Festlegungen bezeichneten 
Planelemente sind verbindlich. Alle übrigen Planelemente sind richtungswei­
send.

Zweck

Der Überbauungsplan bezweckt eine geordnete Überbauung und zweck­
mässige Erschliessung des Plangebietes.

Art. 3 Erschliessung

1 Die verkehrsmässige Erschliessung des Plangebietes erfolgt ausschliesslich 
über die im Plan bezeichneten Zu- und Wegfahrten ab der Grenzstrasse. Die 
Lage kann innerhalb der im Plan bezeichneten Bereiche variieren. Es sind 
höchstens eine kombinierte Zu- und Wegfahrt und eine Zufahrt oder Wegfahrt 
zulässig.

2 Die interne Verkehrsführung ist so zu organisieren, dass von der Zu- bis zur 
Wegfahrt möglichst wenig Fahrbewegungen nötig sind.

3 Liegt zwischen den Hauptbauten und dem Trottoir eine interne Verkehrs­
anlage, so hat diese vom Trottoir einen Abstand von mindestens 1.0 m einzu­
halten. Der dadurch entstehende Streifen ist zu begrünen.

Art. 4 Parkierung

Oberirdische Parkplätze sind zusammenzufassen, mehrheitlich mit einem 
wasserdurchlässigen Belag zur Versickerung des Platzwassers zu versehen 
und mit hochstämmigen Bäumen aufzulockern.

Baubereiche A und B

1 Hauptbauten haben die Flucht der Grenzstrasse aufzunehmen und können 
parallel oder quer zur Strasse gestellt werden.

2 Es gelten folgende Gebäude- und Firsthöhen (m.ü.M.):

Baubereich A Baubereich B

Gebäudehöhe, max. 413.00 408.00
Firsthöhe, max. 417.00 408.00

3 Hauptbauten dürfen im Erdgeschoss über die Gebäudelänge hinaus durch 
Zwischenbauten zusammengebaut werden. Die Obergeschosse haben den 
regulären Gebäudeabstand einzuhalten.

Gebäude­
abstand

►

EG

max. 40 m
X X

max. 40 m

Zwischenbau

4 Nicht begehbare Flachdächer von Gebäuden sind zu begrünen.

5 Tankstellen sind entlang der Grenzstrasse oder im östlichen Teil des Plan­
gebietes anzuordnen.

Art. 6 Architektonische Gestaltung

1 Bauten und Anlagen sind architektonisch so zu gestalten, dass hinsichtlich 
Maßstäblichkeit, Formensprache, Dachform, Materialwahl und Farbgebung die 
Einheitlichkeit der gesamten Überbauung gewahrt sowie eine gute Gesamt­
wirkung erzielt wird.

2 Entlang der Grenzstrasse hat die Gestaltung der Bauten sowie die Umge­
bungsgestaltung der Bedeutung der Strasse als öffentlicher Raum besonders 
Rechnung zu tragen.

Art. 7 Lärmschutz

1 Im Plangebiet sind die notwendigen Massnahmen zur Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte gemäss Art. 31 LSV vorzusehen. Im Baubewilligungs­
verfahren ist hierfür der Nachweis zu erbringen.

2 Wenn entlang der westlichen und nördlichen Grenze des Plangebietes Ver­
kehrsanlagen realisiert werden und damit verbunden ein erhebliches Verkehrs­
aufkommen zu erwarten ist, muss im bezeichneten Bereich eine begrünte 
Lärmschutzwand oder -mauer erstellt werden, die das angrenzende Wohn­
gebiet vor den im Plangebiet verursachten Lärmimmissionen schützt. Die Höhe 
der Lärmschutzwand oder -mauer ist im Bauverfahren aufgrund des konkreten 
Bauprojektes festzulegen. Entlang der Dammstrasse ist die dahinterliegende 
Böschung aufzufüllen und zu bepflanzen.

Art. 8 Umgebungsgestaltung

1 Die Umgebungsgestaltung hat nach dem Prinzip einer möglichst geringen Bo­
denversiegelung und nach einem einheitlichen, auf die architektonische Ge­
staltung der Bauten abgestimmten Konzept zu erfolgen. Das Konzept ist mit 
dem Baugesuch zur Bewilligung einzureichen.

2 Der Grünstreifen ist extensiv zu begrünen und an den im Plan bezeichneten 
Stellen sind standortgerechte, halbhochstämmige Bäume zu pflanzen.
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